
Meine Damen und Herren! Wer diesem Vorschlag zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Gegenstimmen? - 
Danke. Stimmenthaltungen? - Bei wenigen Gegenstimmen und 
einigen Stimmenthaltungen ist dieser Beschluß mehrheitlich 
angenommen worden.

(Beifall)

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkts:

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne betreffend ...

Ja, ich bitte um Entschuldigung, bitte Herr Gauck.

Gauck (Bündnis 90/Grüne):

Frau Präsidentin! Ich bitte Sie um die Möglichkeit, eine kurze 
persönliche Erklärung abzugeben.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Bitte schön.)

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich be­
danke mich für das Vertrauen, das Sie mir eben mit Ihrer Wahl 
bekundet haben. Ich nehme es gleichzeitig als Referenz für die 
Arbeit der Parlamentarier, die sich hier auf dieser Strecke ver­
pflichtet gesehen haben, den Demokratisierungsvorgängen zu 
dienen, indem sie eines der trübsten Kapitel der Geschichte des 
deutschen Volkes aufzuarbeiten bereit waren. Insbesondere 
aber sehe ich in dieser Wahl eine Würdigung derjenigen Kräfte 
unserss Volkes, die im Herbst und Winter unter Einsatz ihrer 
Person und unter Bereitschaft, zu kämpfen und zu leiden, das 
angefangen haben, was wir bereit sind zu vollenden.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Danke, Herr Gauck. - Wir kommen nun zum Tagesordnungs­
punkt 3:

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne, betreffend 
Empfehlung zur Ergänzung des Gesetzes zur Regelung of­
fener Vermögensfragen 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 252).

Ich bitte den Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/Grüne, 
den Abgeordneten Konrad Weiß, das Wort zur Begründung zu 
nehmen. - Ich höre eben, der Abgeordnete Ullmann nimmt das 
Wort zur Begründung.

Dr. Ullmann für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vermögens- und 
Eigentumsfragen sind in deutschen Landen auch politische Fra­
gen. Mit dem Umwandlungsprozeß in unserem Lande, der nun 
in die letzten Schritte der Vereinigung eingetreten ist, haben wir 
die Verpflichtung übernommen, zu diesem Thema das zu tun, 
was Recht und Rechtsstaatlichkeit von uns verlangt.

Die Vertragswerke der Nachkriegszeit von 1952 und 1972 ha­
ben hier vieles offen gelassen, das nun im Einigungsvertrag in 
Anlage 2 in dem Gesetz über die Regelung offener Vermögens­
fragen enthalten ist.

Meine Damen und Herren! Zu dieser Vermögensfrage aber 
gesellt sich eine Frage von hohem politisch-moralischen Ge­
wicht. Sie alle haben gehört, was von seiten der jüdischen Bürger 
kritisch angemahnt worden ist gegenüber der Präambel des 
Einigungsvertrages, wo von der Kontinuität deutscher Ge­
schichte und von der Verantwortung, die uns diese deutsche Ge­
schichte auferlegt, die Rede gewesen ist. Ich bitte Sie, meine Da­
men und Herren Abgeordnete, den Antrag der Fraktion Bünd­
nis 90/Grüne im Licht dieser Verantwortung zu sehen.

Ich will nun nicht den Text der Begründung verlesen, der Ih­
nen ja vorliegt, sondern nur eine kurze Erläuterung geben zum 
rechtlichen Inhalt.

Seiner Substanz nach ist unser Antrag eine Ergänzung zu Ab­
satz 6 des § 1 im Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen 
aus Anlage 2 des Einigungsvertrages. Dieser Absatz 6 lautet:

„Dieses Gesetz ist entsprechend auf vermögensrechtliche 
Ansprüche von Bürgern und Vereinigungen anzuwenden, 
die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus 
rassischen, politischen, religiösen oder weltanschaulichen 
Gründen verfolgt wurden und deshalb ihr Vermögen infolge 
von Zwangsverkäufen, Enteignungen oder auf andere Wei­
se verloren haben.“

Der Beschlußantrag sieht nun vor, daß in diesem Absatz 6 hin­
ter die Worte „Ansprüche von Bürgern und Vereinigungen“ hin­
zugesetzt wird: „und ihrer Erben“.

Ferner schlagen wir vor, daß in diesem Absatz 6 drei Absätze,
6 a bis 6 c, eingefügt werden, wo unter 6 a eine Erweiterung ist 
auf vermögensrechtliche Ansprüche von juristischen Personen 
im Sinne von Absatz 6 überhaupt. Ergänzung 6 b sieht vor, daß 
ein bevollmächtigter Sachwalter eingesetzt ist, um diesem An­
liegen zur Durchsetzung zu verhelfen, und, wie ich gleich erläu­
tern werde, da es sich um eine juristisch schwierige Aufgabe 
handelt, schlagen wir vor, die Anmeldefrist bis zum 30. Juni 1991 
zu verlängern.

Ich habe gesagt, es handelt sich hier um ein schwieriges Ver-'— 
fahren. Das hängt zusammen mit dem Gesetz, das in unserem 
Beschlußantrag zitiert wird. Es ist das Gesetz vom 9. Oktober 
1934, eines der wichtigsten Gesetzes der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik und des nationalsozialistischen Wirtschafts­
rechts, ein Gesetz, mit dem sich die damaligen Machthaber ein 
Instrument geschaffen haben, um das zu vollführen, was sie die 
Arisierung jüdischen Vermögens genannt haben.

Das Gesetz ist nicht erkennbar als ein antijüdisches Gesetz, 
weil es eine ganz schlichte Verfahrensregel ist, die es ermöglich­
te, bei Nichteinhalten bestimmter Fristen eine Firmenliquida­
tion vorzunehmen.

Sie können sich denken, daß diese Vorgänge aufzuspüren, ei­
ne schwierige Recherchierungsarbeit voraussetzt, daher unser 
Vorschlag, die Frist bis 30. Juni 1991 zu verlängern.

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, unserem Antrag zuzu­
stimmen durch Verweisung an den vorgeschlagenen Ausschuß, 
damit wir den Antrag heute noch beschließen können und damit 
dem ersten gesamtdeutschen Bundestag einen nach der Mei­
nung meiner Fraktion politisch und moralisch wichtigen Auf­
trag mit auf den Weg geben können. Ich danke Ihnen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Es liegt eine Wortmeldung vor. Ich 
bitte von der Fraktion der PDS den Abgeordneten Heuer, das 
Wort zu nehmen.

Prof. Dr. Heuer (PDS):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich kann mich 
kurz fassen. Die Fraktion der PDS unterstützt das Anliegen die­
ses Antrages voll und ganz. Wir sind sehr einverstanden mit 
dem, was der Kollege Ullmann eben dazu gesagt hat. Wir sind al­
lerdings der Meinung, daß einige juristische Fragen noch nicht 
ganz geklärt sind. So gibt es bei Vereinigungen und juristischen 
Personen keine Erben, sondern nur Rechtsnachfolger. Der 
Rechtsausschuß wird das überarbeiten. Ich empfehle Ihnen die 
Annahme.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Das Präsidium schlägt Ihnen vor, den Antrag betreffend Emp­
fehlung zur Ergänzung des Gesetzes zur Regelung offener Ver-
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